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Uwe Fachinger*

Verkannte Gefahr: Erodierende 
Finanzierungsbasis der sozialen Sicherung

Neue Erwerbsformen spielen eine wachsende Rolle auf dem Arbeitsmarkt. Wie hat sich 
die sozialversicherungspfl ichtige Beschäftigung entwickelt? Welche Bedeutung kommt der 
selbständigen Erwerbstätigkeit zu? Wie wirkt sich die Änderung der Erwerbstätigenstruktur 

auf die einzelnen Bereiche der sozialen Sicherung aus? Welche Probleme werden sich 
zukünftig durch diese Entwicklung ergeben?

DOI: 10.1007/s10273-007-0686-1

In den letzten Jahren hat sich die Struktur der Er-
werbstätigen erheblich verändert. Diese Änderungen 

des Arbeitsmarktes können zum einen auf die weitere 
Ausweitung des Dienstleistungssektors und damit der 
Tertiarisierung der Wirtschaft zurückgeführt werden.1 
Zum anderen sind zahlreiche „neue“ Erwerbsformen 
entstanden, die politisch gewollt und fi nanziell geför-
dert werden. Ausgangspunkt dieser Politik war die 
Feststellung mutmaßlicher gesamtwirtschaftlicher Un-
zulänglichkeiten2 – wie zu geringes Wirtschaftswachs-
tum, eine mangelnde internationale Wettbewerbsfä-
higkeit, unzulängliche Maßnahmen hinsichtlich der 

Globalisierung der wirtschaftlichen Entwicklung3 oder 
die zu hohe Arbeitslosigkeit –, die durch zahlreiche 
wirtschafts-, fi skal-, arbeitsmarkt- und sozialpolitische 
Maßnahmen behoben werden sollten.4

Prof. Dr. Uwe Fachinger, 50, lehrt Ökonomie und 
demographischen Wandel  am Institut für Geron-
tologie (IfG) der Hochschule Vechta-Universität.

* Der Beitrag basiert auf einem Vortrag, der auf der Tagung „Die de-
mographische Täuschung: Bevölkerungswandel als Vorwand für eine 
Politik der Verarmung“ des Sozialverbands VdK Bayern am 22. März 
2007 in Tutzing gehalten wurde. Ich danke Herrn Prof. Göschel und 
Herrn Prof. Schmähl für kritisch-konstruktive Anmerkungen.

1 Siehe hierzu ausführlicher Dieter B ö g e n h o l d , Uwe F a c h i n g e r : 
Renaissance of Entrepreneurship? Some Remarks and Empirical Evi-
dence for Germany, ZeS-Arbeitspapier 2/2006, Bremen 2006. 

2 Einige dieser sogenannten Missstände wurden in der wirtschaftspo-
litischen Diskussion immer wieder angesprochen, ohne dass bisher 
eindeutige Belege für ihre Existenz vorgelegt wurden. Zu verweisen 
ist hier beispielsweise auf den enormen Exportüberschuss der deut-
schen Wirtschaft, der zumindest Zweifel an der mangelnden internati-
onalen Wettbewerbsfähigkeit aufkommen lässt.
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Mit der gezielten politischen Steuerung des Wirt-
schaftsgeschehens wurde eine Reduzierung der 
Staatsquote bzw. -verschuldung5 und der Lohnkosten 
der Unternehmen erreicht. In diesem Zusammenhang 
kam es zu einer Liberalisierung des Arbeitsmarktes, 
die mit ein Auslöser für die strukturellen Änderungen 
war. Zusätzlich zur Behebung der Wirtschaftsprobleme 
sollten die Maßnahmen aber auch die sich durch die 
projektierte demographische Entwicklung ergebenden 
Belastungen des Staates und der Unternehmen vor-
beugend „prophylaktisch“ reduzieren. 

Bemerkenswerterweise fehlen in der obigen Auf-
listung sozial- und verteilungspolitische Aspekte na-
hezu vollständig. Dieses ist symptomatisch für die 
Agenda der politischen Akteure, in der distributive 
Wirkungen zumindest nach außen hin – mit Ausnah-
me des Schlagwortes „Generationengerechtigkeit“6 
– unbeachtet bleiben. Von daher ist es nicht weiter 
verwunderlich, dass durch die Konzentration auf die 
aufgeführten Punkte viele damit in enger Verbindung 
stehende Aspekte der sozialen Absicherung nicht be-
dacht wurden. 

Betrachtet man beispielsweise die Maßnahmen zur 
Reduzierung der Arbeitslosenzahlen, so wird deutlich, 
dass es an einer ganzheitlichen Sichtweise mangelt 
und die Interdependenz der sozialen Sicherungssys-
teme unbeachtet bleibt. Im Rahmen der Umgestaltung 
der Wirtschaft zur Behebung der erwähnten Mängel 
haben die neu entstandenen Erwerbsformen nicht et-
wa die Arbeitslosigkeit in dem erhofften Maße redu-
ziert oder zusätzlich zum Beschäftigungswachstum 
beigetragen, sondern stattdessen in vielen Fällen exis-
tierende Erwerbsformen substituiert. Dabei haben sich 
in den letzten Jahren Formen der Erwerbstätigkeit her-

ausgebildet, die die sozialen Sicherungssysteme vor 
besondere Herausforderungen stellen.

In diesem Zusammenhang ist es das Ziel des Bei-
trages, die wesentlichen strukturellen Verschiebungen 
der Erwerbstätigenstruktur darzustellen und auf die 
sich hieraus ergebenden Auswirkungen auf die Institu-
tionen der sozialen Sicherung hinzuweisen. 

Strukturelle Änderungen der Erwerbstätigkeit

Die Änderungen der Erwerbsformen haben sich so-
wohl im Bereich der abhängigen als auch in dem der 
selbständigen Erwerbstätigkeit ergeben. Für die ab-
hängige Beschäftigung kann man zu diesen Formen 
folgende Tätigkeiten zählen:7

Werkvertragsarbeitnehmer,8 Leiharbeit, Zeitarbeit, 
Niedriglohn-Arbeitsplätze, Mini-Jobs, Midi-Jobs, 
Niedrig-Lohn Jobs, soziale Arbeitsgelegenheiten, 
Gleitzonen-Jobs, 1-Euro-Jobs, Vollzeit-Geringver-
diener, geringfügig Beschäftigte, Erwerbstätigkeit in 
Altersteilzeit, Kapazitätsorientierte fl exible Arbeitszeit 
(Kapofaz), Job-Sharing, Teilzeittätigkeit, kurzfristige 
Beschäftigung, Scheinselbständigkeit. 

Die in der Literatur verwendeten Begriffl ichkeiten 
zur Kategorisierung der selbständigen Erwerbstätig-
keit sind zwar ebenfalls sehr heterogen, betreffen aber 
im Prinzip drei Arten der Selbständigkeit: die Selb-
ständigen ohne und die mit Beschäftigten sowie die 
Erwerbstätigen, die zusätzlich zu ihrer abhängigen Be-
schäftigung auch selbständig tätig sind.9 Als Begriffe 
haben sich für die erste Kategorie insbesondere die 
folgenden herausgebildet: Solo-Selbständige, Allein-
unternehmer, Ein-Personen-Unternehmen, Unterneh-
men ohne Beschäftigte,10 Ich-AG, Familien-AG, Exis-
tenzgründer, free lancers, Werkvertragnehmer.11

Die Ausprägungen dieser Erwerbstätigkeitsformen 
beruhen auf Effekten, die das Ergebnis von zwei Ziel-
richtungen der Wirtschaftspolitik sind, die unter ande-
rem durch zahlreiche Änderungen von gesetzlichen 
Regelungen mit zu einer Zunahme sogenannter neuer 

3 Hierzu zählt unter anderem der Schutz von Patenten, ein Problem, 
dass sich insbesondere bei der wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit 
Staaten in Süd-Ost-Asien und China ergibt. Dies hat mittlerweile zu 
einer Initiative der Bundesregierung im Rahmen der Präsidentschaft 
im Rat der Europäischen Gemeinschaften geführt; siehe Bundesmi-
nisterium für Justiz: Schutz geistigen Eigentums gelingt gemeinsam, 
Pressemitteilung, Berlin, 31. Januar 2007; Bundesregierung: Bündnis 
gegen Produktpiraterie, in: e.conomy 046, 05/2007; Bundesverband 
der Deutschen Industrie e.V.: Produkt- und Markenpiraterie verhin-
dern. Präventionsstrategien der deutschen Wirtschaft, BDI-Druck-
sache 393, 2007.

4 Siehe hierzu beispielsweise die verschiedenen Jahresgutachten des 
Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung. Eine Gegenposition vertritt die Arbeitsgruppe Alternative 
Wirtschaftspolitik; siehe Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik: 
Memorandum 2007, Köln 2007.

5 Siehe z.B. Bundesministerium der Finanzen: Entwicklung der Fi-
nanzierungssalden der öffentlichen Haushalte, http://www.bun-
desfinanzministerium.de/cln_03/nn_4316/DE/Service/Downloa-
ds/Abt__I/0509011a4014,templateId=raw,property=publicationFile.
pdf, 8. Juni 2007; Bundesministerium der Finanzen: Ent-
wicklung der Staatsquote, http://www.bundesfi nanzminis-
ter ium.de/cln_03/nn_4316/DE/Service/Downloads/Abt__I/
0509011a4013,templateId=raw,property=publicationFile.pdf, 8. Juni 
2007.

6 Siehe hierzu für einen kurzen Überblick Uwe F a c h i n g e r : Alters-
vorsorge in Deutschland: Einige Anmerkungen zu Rentenreformen 
und Gerechtigkeitsaspekten, in: Ralf Z w e n g e l  (Hrsg.): Perspektiven 
für einen Sozialstaat der Zukunft, Jahrbuch der Heinrich-Böll-Stiftung 
Hessen 2007, Essen 2007.

7 Die Begriffe sind nicht eindeutig defi niert und voneinander abge-
grenzt. Es handelt sich vielmehr um ein Bündel in der wissenschaft-
lichen Diskussion aufgetauchter und in Gesetzen sowie Gutachten 
oder Expertisen verwendeter mehr oder weniger zutreffender Begriffe, 
deren Bedeutung sich zum Teil überschneidet. 

8 Werkvertragsarbeitnehmer sind bei einer ausländischen Firma be-
schäftigt, die in Deutschland eine Kooperation mit einer inländischen 
Firma hat.

9 Soweit diese ihre selbständige Erwerbstätigkeit nach Inkrafttreten 
der sogenannten Modernisierungsgesetze (Hartz I bis IV) aufgenom-
men haben, werden sie auch als Nebenerwerbsgründer bezeichnet. 
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Erwerbsformen beigetragen haben. Prinzipiell sollten 
die Maßnahmen zwei Wirkungen zeitigen:

Reduzierung der Arbeitslosigkeit bzw. Erhöhung 1. 
der Beschäftigung durch eine sogenannte Flexibi-
lisierung des Arbeitsmarktes und 

Förderung selbständiger Erwerbstätigkeit, um das 2. 
allgemeine Wirtschaftswachstum zu fördern, Wohl-
fahrtssteigerungen zu erreichen und im internatio-
nalen Wettbewerb durch Erhöhung von Innovati-
onen zu bestehen.

Zur Verdeutlichung des quantitativen Ausmaßes 
der strukturellen Änderungen der Erwerbstätigkeit seit 
Anfang der 1990er Jahre wird im Folgenden die allge-
meine Entwicklung des Arbeitsmarktes, getrennt für 
abhängig Beschäftigte und selbständig Erwerbstätige, 
anhand einiger Statistiken beschrieben, bevor auf die 
sich daraus ergebenen Konsequenzen für die Instituti-
onen der sozialen Sicherung eingegangen wird. 

Entwicklung der abhängigen Beschäftigung

Eine besonders markante Entwicklung über die 
letzten fünfzehn Jahre verzeichnen die sozialversi-
cherungspfl ichtig Erwerbstätigen. Zwischen 1992 und 
2006 erfolgte eine Reduzierung sowohl der absoluten 
Zahl von 29,3 Mio. auf 26,4 Mio. Personen um annä-
hernd 11% als auch des relativen Anteils in bezug auf 
die Gesamtheit aller Erwerbstätigen im Inland um rund 
13% von 77,1% auf 67,4%. In Abbildung 1 ist die Ent-
wicklung dargestellt. Dabei wird deutlich, dass der re-

lative Anteil über den gesamten Zeitraum sukzessive 
abnahm.6 

Spiegelbildlich zu den sozialversicherungspfl ichtig 
Erwerbstätigen entwickelten sich die Anzahl und der 
Anteil der abhängig Beschäftigten, die keiner Sozi-
alversicherungspfl icht unterliegen und damit weder 
unmittelbar über Beitragszahlungen zur Finanzierung 
der Systeme beitragen noch vom Schutz der Sozial-
versicherungssysteme erfasst werden. Die absolute 
Zahl erhöhte sich um 46% von 8,7 Mio. auf 12,8 Mio. 
Personen. 

Aber nicht nur die Erfassung im Sozialversiche-
rungssystem überhaupt, sondern auch der Umfang 
der Absicherung ist relevant. Dies gilt vor allem für die 
einkommensbezogenen Leistungen des Einkommens-
ersatzes, die bei Eintritt eines sozialen Risikos gewährt 
werden. Als Beispiele seien hier das Arbeitslosen-
geld I, das Krankengeld oder die Ansprüche an die ge-
setzliche Rentenversicherung aufgeführt. So bedingen 
geringe Einkommen aufgrund einer Teilzeittätigkeit so-
wohl niedrige Beitragszahlungen als auch niedrigere 
Entgeltpunkte und damit eine geringere Altersrente. 
Seit 1993 hat sich die Anzahl der sozialversicherungs-
pfl ichtig Beschäftigten, die eine Teilzeittätigkeit aus-
üben, um mehr als 44% auf 4,5 Mio. Personen (2006) 

6 Für den Zeitraum Januar bis Mai 2007 betrug die durchschnittliche 
Anzahl sozialversicherungspfl ichtig Erwerbstätiger 26,7 Mio. und der 
relative Anteil 67,8% (eigene Berechnungen auf Basis des Monats-
berichts Juli 2007 der Bundesagentur für Arbeit). Ob diese Zahlen 
eine Beendigung oder gar eine Umkehr des langfristigen Trends si-
gnalisieren, lässt sich nicht beurteilen, kam es doch beispielsweise 
auch im Zeitraum von 1999 bis 2000 zu einer Zunahme sowohl der 
Erwerbstätigen insgesamt als auch der sozialversicherungspfl ichtig 
Beschäftigten. Dennoch werden die jüngsten Zahlen schon als Erfolg 
der arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen gewertet (siehe z.B. den Bei-
trag von Rolf E g g e r t  in diesem Heft).

Q u e l l e : Bundesagentur für Arbeit: Beschäftigtenstatistik.
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Q u e l l e : Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Statistisches Jahrbuch, 
Stuttgart 2006; sowie Bundesagentur für Arbeit: Beschäftigtenstatis-
tik.

Abbildung 2
Anteil der Teilzeit-Beschäftigten an den sozialver-

sicherungspfl ichtig Erwerbstätigen
(in %)
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Abbildung 1
Anteil der sozialversicherungspfl ichtig 
Beschäftigten an den Erwerbstätigen

(in %)

10 So die Bezeichnung im Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Ände-
rung des Künstlersozialversicherungsgesetzes und anderer Gesetze; 
Bundestagsdrucksache 16/4373, S. 9. 

11 Dies ist eine Form der Selbständigkeit, bei der Unternehmen Werk-
verträge an Erwerbstätige vergeben.
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erhöht und liegt mittlerweile bei 17,2% aller sozialver-
sicherungspfl ichtig Beschäftigten (vgl. Abbildung 2).

Aus den Abbildungen wird deutlich, dass nicht nur 
immer weniger Erwerbstätige sozialversicherungs-
pfl ichtig sind, sondern dass bei den der Sozialversi-
cherungspfl icht unterliegenden Erwerbstätigen für 
immer mehr Personen die beitragspfl ichtigen Entgelte 
aufgrund von Teilzeittätigkeit geringer sind. Dies redu-
ziert bei Eintritt des sozialen Risikos ceteris paribus zu-
mindest teilweise die Ausgaben. Da die Bemessungs-
grundlage der Beiträge zu sozialen Sicherungssyste-
men aber ebenfalls das sozialversicherungspfl ichtige 
Einkommen aus diesen Tätigkeiten ist, bedeutet dies 
auch geringere Einnahmen der beitragsfi nanzierten 
Systeme. 

Eine weitere hier zuzuordnende Problemgruppe 
stellen die geringfügig Beschäftigten dar. Für diese 
Gruppe wird die Entwicklung seit Ende der neunziger 
Jahre in Abbildung 3 deutlich. Mittlerweile werden weit 
über 10% der Beschäftigten geringfügig entlohnt.

Fasst man für die abhängig Beschäftigten die Zah-
len zusammen, so waren im Jahr 2006 rund 10,8 Mio. 
Personen in Teilzeit oder geringfügig beschäftigt. Hin-
zukommen noch die etwa 12,8 Mio. nicht sozialver-
sicherungspfl ichtig Erwerbstätigen. Damit ergibt sich 
insgesamt gesehen ein Potential von über 20 Mio. Per-
sonen, die eine oder mehrere der aus sozialpolitischer 
Sicht als potentiell problematisch zu betrachtenden 
Erwerbsformen in abhängiger Beschäftigung ausüben 
und keine oder nur geringe Beiträge zur sozialen Si-
cherung zahlen. 

Entwicklung bei den selbständig Erwerbstätigen

Zur Behebung der gesamtwirtschaftlichen Pro-
bleme wurde von wirtschaftspolitischer Seite sehr viel 
Hoffnung in die Förderung selbständiger Erwerbstätig-
keit gelegt. So ist es im Verlauf der letzten 15 Jahre zu 
einer Zunahme selbständig erwerbstätiger Personen 
sowohl in absoluten Zahlen als auch bezogen auf alle 
Erwerbstätigen gekommen. Ferner haben sich inner-
halb der Gruppe der Selbständigen strukturelle Verän-
derungen ergeben. Die Entwicklung ist seit Mitte der 
1990er Jahre fast ausschließlich von den Selbstän-
digen, die keine weiteren Personen beschäftigen, ge-
prägt. Allerdings lässt sich nur sehr schwer beurteilen, 
ob und in welchem Ausmaß die jeweiligen Maßnah-
men zu dieser Zunahme selbständiger Erwerbstätig-
keit beigetragen haben.

Die Entwicklung verlief zwischen wie auch innerhalb 
der Wirtschaftssektoren sehr unterschiedlich, und es 
haben sich dabei im Rahmen des erwerbsstrukturellen 
Wandels neue Erwerbsformen herausgebildet. Neben 
den klassischen Formen wie Handwerker, Landwirte, 
Künstler, Publizisten oder den Freien Berufen existiert 
mittlerweile eine Vielfalt an anderen, mit dem Etikett 
der freiberufl ichen Erwerbstätigkeit titulierten Berufs-
feldern, die überwiegend im Dienstleistungsbereich 
angesiedelt sind. Dabei liegt das Schwergewicht auf 
Berufstätigkeiten in den Bereichen Beratung, Pfl ege, 
Informations- und Kommunikationswesen sowie Wer-
bung. 

Hervorzuheben ist die erhebliche Zunahme von 
selbständig Erwerbstätigen ohne Beschäftigte. War 
schon zu Beginn der 1990er Jahre die Anzahl der Frei-

Anmerkung: Der Strukturbruch ist bedingt durch das Zweite Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 23. Dezember 2002 
(BGBl I, S. 4621), durch das das Beitrags- und Meldeverfahren für geringfügige Beschäftigungsverhältnisse mit Wirkung vom 1. April 2003 an 
neu geregelt worden ist. 

Q u e l l e : Diverse Berichte der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft–Bahn–See/Minijob-Zentrale: Aktuelle Entwicklungen im Bereich der 
geringfügigen Beschäftigung, Essen 2006.

Abbildung 3
Geringfügig entlohnte Beschäftigte in der Bundesrepublik Deutschland 
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berufl er ohne Beschäftigte rund dreimal so hoch wie 
die derjenigen mit Beschäftigten, so hat sich die Re-
lation bis 2004 weiter verschoben. Eine freiberufl iche 
Tätigkeit wird mittlerweile zu mehr als 80% von den 
Erwerbstätigen alleine und ohne weitere personelle 
Unterstützung ausgeübt. Da die hier betrachteten frei-
berufl ich Tätigen annähernd 20% aller Selbständigen 
in Deutschland umfassen, ist dies somit ein Grund für 
die allgemeine Zunahme von selbständig Erwerbstäti-
gen ohne Beschäftigte.

Zusammenfassung

Mit diesen Informationen sind einige wesentliche 
Charakteristika des strukturellen Wandels der Er-
werbstätigkeit gekennzeichnet. Resümierend ist 
festzuhalten, dass die sich dynamisch verändernde 
Struktur der Erwerbstätigkeit bestimmte Beschäfti-
gungsformen von quantitativ erheblicher Bedeutung 
hervorgerufen hat, bei denen es sich somit keines-
wegs nur um ein Randphänomen der wirtschaftlichen 
Entwicklung handelt: 

Zwischen 1992 und 2006 kam es zu einer Zunahme • 
um rund 4 Mio. nicht sozialversicherungspfl ichtig Er-
werbstätiger auf 12,8 Mio.;

4,5 Mio. Personen übten im Jahr 2006 eine Teilzeit-• 
tätigkeit aus;

6,3 Mio. Personen waren im Jahr 2006 geringfügig • 
beschäftigt;

annähernd 4 Mio. Selbständige waren im Jahr 2004 • 
tätig, wovon nahezu zwei Drittel solo-selbständig 
waren. 

Die strukturellen Änderungen der Erwerbstätig-
keit sind charakterisiert durch eine Zunahme an Per-

sonen, die keinen oder nur einen reduzierten Schutz 
gegenüber den materiellen Folgen des Eintritts eines 
sozialen Risikos haben,12 und durch eine Zunahme an 
Personen, die im Durchschnitt niedrigere Einkommen 
erzielen und damit auch geringere Beitragszahlungen 
an die Institutionen der sozialen Sicherung erbringen. 
Insgesamt gesehen gibt es mittlerweile über 25 Mio. 
Erwerbstätige, die nicht oder nur zu einem gewissen 
Teil im sozialen Sicherungssystem erfasst werden. Als 
Resümee lässt sich für die vergangenen Jahre eine 
deutliche Änderung der Beschäftigungsverhältnisse 
konstatieren, die aus sozial- und verteilungspolitischer 
Sicht potentiell als problematisch gekennzeichnet 
werden kann. 

Auswirkungen auf die soziale Sicherung 

Die skizzierten strukturellen Änderungen der Er-
werbstätigkeit haben massive Auswirkungen auf das 
soziale Sicherungssystem und erfassen den gesam-
ten Bereich der Sozial- und Verteilungspolitik. Damit 
ist für eine Analyse eine ganzheitliche, einzelsystem-
übergreifende Sichtweise erforderlich.13 Ohne diese 
Sichtweise könnten die sich aus der Interdependenz 
der Systeme – insbesondere deren fi nanziellen Ver-
fl echtungen – ergebenden Effekte nicht berücksichtigt 
werden. Eine isolierte Betrachtung einzelner System-
komponenten, wie z.B. die Altersvorsorge oder die 

Abbildung 4
Anteil der selbständig Erwerbstätigen

an allen Erwerbstätigen
(in %)

Q u e l l e : Eigene Berechnungen auf der Basis der Scientic Use Files der Mikrozensen des Statistischen Bundesamtes.

Abbildung 5
Freiberufl ich Tätige 

(in 1000)

12 Siehe hierzu ausführlich Uwe F a c h i n g e r, Angelika O e l s c h l ä -
g e r, Winfried S c h m ä h l : Die Alterssicherung von Selbständigen 
– Bestandsaufnahme und Reformoptionen, Beiträge zur Sozial- und 
Verteilungspolitik 2, Münster u.a.O. 2004; Uwe F a c h i n g e r, Anna 
F r a n k u s : Selbständige im sozialen Abseits, edition der Hans-Böck-
ler-Stiftung 113, Düsseldorf 2004.

13 Siehe hierzu Uwe F a c h i n g e r, Heinz R o t h g a n g , Holger V i e b -
ro k  (Hrsg.): Die Konzeption sozialer Sicherung: Ein Überblick, in: Uwe 
F a c h i n g e r, Heinz R o t h g a n g , Holger V i e b ro k  (Hrsg.): Die Kon-
zeption sozialer Sicherung, Festschrift für Prof. Dr. Winfried Schmähl 
zum 60. Geburtstag, Baden-Baden 2002.
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Absicherung des Risikos der Erwerbsminderung, wür-
de zu kurz greifen. Interdependenz bedeutet in diesem 
Zusammenhang zugleich, dass sowohl die Finanzie-
rungs- als auch die Leistungsseite zu berücksichtigen 
ist. Aus institutioneller Sicht ist allerdings besonders 
problematisch, dass die Finanzierungsbasis der sozi-
alen Sicherungssysteme sukzessive schwächer wur-
de. Des Weiteren sind mit den strukturellen Verände-
rungen zahlreiche distributive Wirkungen verbunden. 

Eine Reduzierung der Anzahl sozialversicherungs-
pfl ichtiger Beschäftigter bedeutet für die Institutionen 
der sozialen Sicherung, die über Beitragszahlungen 
fi nanziert werden, zwangsläufi g geringere Einnah-
men. Aber auch eine Reduzierung der Bemessungs-
grundlage beispielsweise durch eine Teilzeittätigkeit, 
eine geringfügige Beschäftigung oder aufgrund der 
Aus übung eines Midi-Jobs hat eine Verminderung der 
Beitragseinnahmen zur Folge. Exemplarisch sei dies 
kurz für die gesetzliche Rentenversicherung (GRV) 
aufgezeigt. 

Für die GRV resultierte aus der strukturellen Verän-
derung eine Abnahme der sozialversicherungspfl ichtig 
Beschäftigten um rund 3 Mio. Personen. Unterstellt 
man, dass eine Veränderung der abhängig Beschäf-
tigten um 100 000 Personen eine Erhöhung bzw. Re-
duzierung der Beitragseinnahmen in Höhe von 500 
Mio. Euro bedingt,14 hatte die geringere Anzahl im Jahr 
2006 um 15 Mrd. Euro niedrigere Beitragseinnahmen 
zur Folge.15 Über den Zeitraum von 1992 bis 2006 ad-
dieren sich die Beitragsausfälle aufgrund der Verän-
derung der Anzahl sozialversicherungspfl ichtiger Be-
schäftigter zu mehr als 166 Mrd. Euro. 

Um eine Vorstellung von der Größenordnung dieser 
Beträge zu vermitteln, sei darauf hingewiesen, dass 
15 Mrd. Euro rund 9% der Beitragseinnahmen der 
Deutschen Rentenversicherung Bund im Jahr 2005 
entsprachen.16 Eine Beitragssatzvariation um einen 
Prozentpunkt hat rund 8,8 Mrd. Euro an Mehr- oder 
Mindereinnahmen zur Folge. Hätte der Bestand an 
sozialversicherungspfl ichtig Beschäftigten aufrecht-
erhalten werden können, könnte somit der heutige 
Beitragssatz zur GRV ceteris paribus um 1,7 Prozent-
punkte niedriger sein.

Berücksichtigt man noch die anderen überwie-
gend beitragsfi nanzierten Systeme, so wäre die 

Gesamtbelastung der sozialversicherungspfl ichti-
gen Bruttoarbeitsentgelte durch Beitragszahlungen 
insgesamt deutlich niedriger – und damit auch die 
Lohn(neben)kosten für die sozialversicherungspfl ich-
tig Beschäftigten. 

Betrachtung der Ausgabenseite

Damit ist jedoch nur eine Seite der Medaille, die der 
Einnahmen sozialer Sicherungsinstitutionen, darge-
stellt. Zur adäquaten Analyse der Wirkungen auf die 
Finanzierung der sozialen Sicherungssysteme ist aber 
auch eine Betrachtung der Ausgaben erforderlich. 
Den Beitragsausfällen, die durch die Aufgabe einer 
sozialversicherungspfl ichtigen Erwerbstätigkeit be-
wirkt werden, stehen nämlich nicht notwendigerweise 
Ausgabenreduzierungen gegenüber. Dies würde nur 
dann zutreffen, wenn die Personen aus dem System 
ausscheiden und ihre Ansprüche vollständig verlieren 
– das ist jedoch nur bedingt der Fall und unterschei-
det sich zwischen den verschiedenen Sozialversiche-
rungssystemen. Bei der Analyse der Wirkungen muss 
daher zwischen den Sicherungssystemen differenziert 
werden. 

So gilt für die GRV, dass lediglich die Einnahmensei-
te unmittelbar tangiert ist. Der strukturelle Wandel führt 
hier nur mittelbar zu Minderausgaben, da aufgrund 
der geringeren bzw. fehlenden Beitragszahlungen ge-
ringere bzw. gar keine Ansprüche auf Leistungen im 
Rahmen der Altersvorsorge erworben werden können. 
Dies bedeutet, dass zumindest in der Zukunft die Aus-
gaben der GRV ceteris paribus niedriger sein werden. 
Hier ist auf ein oft übersehenes Faktum zu verweisen, 
dass für die Beurteilung der derzeitigen und künftigen 
Ausgabenvolumina von erheblicher Relevanz ist: Die 
derzeitigen Rentenempfängerinnen und -empfänger 
sowie die „rentennahen“ Jahrgänge verfügen über 
relative hohe Anwartschaften aufgrund einer im Prin-
zip langen und kontinuierlichen Erwerbstätigkeit und 
einer relativ hohen Bemessungsgrundlage. Dies hat 
vergleichsweise hohe Ausgaben zur Folge, deren De-
ckung über eine geringere Anzahl an sozialversiche-
rungspfl ichtig Beschäftigten mit einer im Durchschnitt 
niedrigeren Bemessungsgrundlage für die Beitrags-
zahlungen erfolgt. Über die nächsten Jahre wird daher 
die Finanzsituation weiterhin angespannt bleiben, be-
vor sukzessive die Anzahl der Personen mit niedrigen 
Anwartschaften zunimmt, sich die Anzahl der Per-
sonen mit hohen Ansprüchen reduziert und damit das 
Ausgabenvolumen ceteris paribus geringer wird. 

Die Situation stellt sich für die gesetzliche Kranken- 
und Pfl egeversicherung (GKV, GPV) aufgrund der an-
ders gestalteten Leistungsseite unterschiedlich dar. 
Zunächst gilt, dass Personen, die aus dem System 

14 Siehe zu dieser Faustregel Deutsche Rentenversicherung Bund 
(Hrsg.): Deutsche Rentenversicherung in Zahlen 2006, Berlin 2006.

15 Unterstellt ist hierbei, dass die ehemals Versicherungspfl ichtigen 
keine freiwillige Weiterversicherung in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung gewählt haben. 

16 Die Beitragseinnahmen betrugen im Jahr 2004 168,95 Mrd. Euro; 
siehe Deutsche Rentenversicherung Bund (Hrsg.): Deutsche Renten-
versicherung in Zahlen 2006, Berlin 2006, S. 9. 
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vollständig ausscheiden, keine Ansprüche mehr auf 
Leistungen haben. Hier steht den Einnahmeausfällen 
somit auch eine Ausgabenreduzierung gegenüber. So-
fern die Personen nach der Beendigung einer sozial-
versicherungspfl ichtigen Tätigkeit in der gesetzlichen 
Kranken- und Pfl egeversicherung verbleiben, gehen 
niedrigere Beitragszahlungen grundsätzlich nicht mit 
einer Leistungskürzung einher.17 Unabhängig von der 
Höhe der gezahlten Beiträge hat jeder Versicherte ei-
nen Anspruch auf die bedarfsgerechte Leistung. So-
fern also die Einkommen, die zur Beitragsbemessung 
herangezogen werden, niedriger sind als zur Zeit der 
sozialversicherungspfl ichtigen Beschäftigung, bedingt 
dies Mindereinnahmen bei gleich bleibendem Ausga-
benniveau. Es besteht ferner die Möglichkeit, dass die 
Personen zwar selbst nicht mehr Beiträge zahlen, aber 
abgeleitete Ansprüche im Rahmen einer Familienver-
sicherung haben. In einem solchen Fall reduzieren sich 
somit nicht die Ausgaben, wohl aber die Einnahmen.18

Als letztes Beispiel sei auf die Arbeitsförderung ver-
wiesen. Bei dieser ist der Zusammenhang zwischen 
Ausgaben und Einnahmen direkter als bei den vor-
genannten Systemen. Es reduzieren sich einerseits 
die Beitragseinnahmen, andererseits aber auch – nach 
einer Übergangsfrist – die sich aus den Beitragszah-
lungen ableitenden Ansprüche. Eine freiwillige Wei-
terversicherung war nur unter ganz bestimmten Vor-
aussetzungen möglich. So diente § 28a SGB III dazu, 
eigens für selbständig Erwerbstätige die Absicherung 
gegenüber einer Phase der Auftragslosigkeit zu eröff-
nen.19

Soweit die Sozialversicherungssysteme die Indi-
viduen nicht mehr erfassen, müssen bei Eintritt eines 
sozialen Risikos die entsprechenden nachgelagerten 
Sicherungsinstitutionen für die materielle Absiche-
rung aufkommen, sofern die Individuen keine private 
Absicherung vorgenommen haben. Dies führt dann 
bei diesen subsidiären Sicherungssystemen zu ver-
mehrten Ausgaben, denen keine erhöhten Einnahmen 
gegenüberstehen. 

Aber nicht nur das Ausscheiden aus einer sozial-
versicherungspfl ichtigen Erwerbstätigkeit bedingt 
Probleme für die Sozialversicherungsinstitutionen hin-

sichtlich der Finanzierung, sondern auch die Reduzie-
rung der Beitragseinnahmen 

aufgrund der Zunahme von Teilzeiterwerbstätigkeit • 
oder

durch die teilweise oder gänzliche Freistellung von • 
Sozialversicherungsbeiträgen bei bestimmten Be-
schäftigungsformen. Hierzu gehört auch die bei-
tragsfreie Entgeltumwandlung im Rahmen der be-
trieblichen Altersvorsorge.20

Ein weiteres und sich durch den strukturellen Wan-
del noch verstärkendes Problem ergibt sich aus den 
Finanzverfl echtungen zwischen den Sozialversiche-
rungsinstitutionen untereinander sowie zwischen den 
Parafi sci und den anderen öffentlichen Haushalten. 
Der erwerbsstrukturelle Wandel führt hier zwangsläufi g 
zu einer Verschiebung der Belastung, deren Ausmaß 
größtenteils unbekannt ist. Die Intransparenz wurde 
zudem in der Vergangenheit immer wieder zu einer 
Entlastung des Bundeshaushalts auf Kosten der So-
zialversicherungsträger genutzt.21 Besonders deutlich 
wurde dies nach 1989 im Rahmen der Maßnahmen zur 
Abfederung der mit dem Beitritt der neuen Bundeslän-
der verbundenen fi nanziellen Belastungen. Die Folgen 
dieser Maßnahmen werden insbesondere in der GRV 
noch lange wirksam sein. Aber nicht nur in der Ver-
gangenheit wurden derartige Regelungen ergriffen. 
Im Haushaltsbegleitgesetz 2006 wurde beispielsweise 
die Beitragszahlung für Bezieher von Arbeitslosen-
geld II von 75 Euro pro Monat auf 40 Euro monatlich 
reduziert.22 Hierdurch wird ein um 0,2 Prozentpunkte 
höherer Beitragssatz in der GRV erforderlich.23 Dies ist 
ein Beispiel dafür, dass die Sozialversicherungssyste-
me als „Verschiebebahnhöfe“ – wie zwischen der GKV 
und der GPV24 oder der Renten- und Arbeitslosenver-
sicherung25 – und zur verdeckten Entlastung der öf-
fentlichen Haushalte verwendet wurden und werden.26

20 Diese ist allerdings zur Zeit noch bis 2008 befristet; siehe hierzu 
grundsätzlich Winfried S c h m ä h l : Entgeldumwandlung und die Fi-
nanzen der Sozialversicherung – ein Problemaufriß, Zes-Arbeitspapier 
7/2007, Bremen 2007.

21 In diesem Zusammenhang ist natürlich auch auf die nicht adäquate 
Finanzierung bestimmter Leistungen zu verweisen. Dieser Sachverhalt 
wird in der Literatur unter dem Stichwort „versicherungsfremde Leis-
tungen“ diskutiert. Siehe hierzu ausführlich mit zahlreichen Verweisen 
Winfried S c h m ä h l : Aufgabenadäquate Finanzierung der Sozialversi-
cherung durch Beiträge und Steuern – Begründungen und Wirkungen 
eines Abbaus der „Fehlfi nanzierung“ in Deutschland, ZeS – Arbeitspa-
pier 5/2006, Bremen 2006.

22 Bundesgesetzblatt I 2006, Nr. 30, S. 1405, Artikel 10, Nr. 3.

23 Bundestagsdrucksache 16/688, S. 10.

24 Hierzu zählen unter anderem die Finanzierung der Behandlungs-
pfl ege sowie die Leistungen für technische Hilfsmittel, die sachgerecht 
durch die Krankenkassen erfolgen sollten, aber von den Pfl egekassen 
erbracht werden. 

17 Die Beitragshöhe ist in der Regel einkommensbezogen.

18 Soweit die Person allerdings eine geringfügig entlohnte Beschäfti-
gung ausübt, die in dieser Beschäftigung versicherungsfrei oder nicht 
versicherungspfl ichtig ist, hat der Arbeitgeber nach § 249b Satz 1 
SGB V einen Pauschalbetrag zur Krankenversicherung in Höhe von 
13% des durch die Beschäftigung erzielten Arbeitsentgelts zu zahlen; 
siehe z.B. AOK-Bundesverband et al.: Richtlinien für die versiche-
rungsrechtliche Beurteilung von geringfügigen Beschäftigungen (Ge-
ringfügigkeits-Richtlinien), Bonn u.a.O. 2006, S. 42.

19 Die Möglichkeit war allerdings zum 31. Dezember 2006 ausgelau-
fen. 
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Einige abschließende Bemerkungen

Die strukturellen Änderungen sind einerseits das 
Ergebnis der Tertiarisierung der Wirtschaft und der 
sich immer stärker ausprägenden Dienstleistungsge-
sellschaft. Andererseits wurde dieser Prozess durch 
umfangreiche wirtschafts-, fi skal-, arbeitsmarkt- so-
wie sozialpolitische Maßnahmen zur allgemeinen Wirt-
schaftsförderung, zur Reduzierung der Arbeitslosen-
zahlen sowie zur frühzeitigen Anpassung an die de-
mographische Entwicklung bewirkt. Die Maßnahmen 
dienten ferner dazu, die Staatsausgaben zu reduzieren 
und den Unternehmen „billige“ Arbeitskräfte zur Ver-
fügung zu stellen – gestützt von dem Argument der zu 
hohen Lohn(neben)kosten27 und der Forderung nach 
Aufrechterhaltung bzw. Wiederherstellung der interna-
tionalen Wettbewerbsfähigkeit. 

Bei all dem wurden die sozialpolitischen Folgen 
kaum berücksichtigt. Es handelt sich einmal mehr 
um eine Politik, die die Interdependenz der Systeme 
– hierzu gehört auch das Fiskal- und Sozialsystem 
– nicht beachtet und die distributiven Folgen bei der 
Entscheidungsfi ndung unberücksichtigt gelassen hat. 
Eine isolierte Betrachtung – wie dies in den letzten 
Jahrzehnten z.B. für die gesetzliche Rentenversiche-
rung kennzeichnend war, die extrem verkürzt als reines 
Alterssicherungssystem28 behandelt wurde und auch 
noch wird29 – führt in der Regel zu nicht intendierten 
Effekten der Maßnahmen, mit der Gefahr, dass zumin-

dest teilweise die erhofften Wirkungen konterkariert 
werden. Im Rahmen der Umgestaltung der Wirtschaft 
haben die neu entstandenen Erwerbsformen nicht et-
wa die Arbeitslosigkeit in dem erhofften Maße redu-
ziert oder zum Wachstum sozialversicherungspfl ichti-
ger Beschäftigung beigetragen, sondern sie haben in 
vielen Fällen existierende Erwerbsformen substituiert.

Diese Politik hat damit die Finanzierungsprobleme 
der beitragsfi nanzierten Systeme noch verschärft. Die 
Reduzierung der Lohn(neben)kosten sowie die Ent-
lastung der Staatsausgaben erfolgte im Prinzip durch 
eine Überwälzung der materiellen Aufwendungen zur 
Vorsorge gegenüber dem Eintritt sozialer Risiken auf 
die privaten Haushalte – für die dies eine zusätzliche 
Erhöhung der Belastung bewirkte.30

Setzt sich der erwerbsstrukturelle Wandel wei-
ter fort, so wird das Problem in der Zukunft nicht die 
durch die demographischen Entwicklungen bedingten 
Veränderungen sein – unter anderem der sogenannte 
„Rentnerberg“ –, sondern die durch politische Maß-
nahmen bewusst herbeigeführte Reduzierung der Fi-
nanzierungsbasis der sozialen Sicherungssysteme. 
Hier stehen den Personen mit hohen Ansprüchen, die 
entweder schon Leistungsempfänger sind oder dies 
in naher Zukunft werden, immer weniger beitrags-
zahlende Personen gegenüber, die zudem über immer 
geringere sozialversicherungspfl ichtige Einkommen 
verfügen. 

30 Bei den unterstellten positiven wirtschaftlichen Effekten wurde in 
den Analysen davon ausgegangen, dass die privaten Haushalte selbst 
keine Substitution oder Überwälzung vornehmen, sondern es wurde 
– wenn überhaupt – dann eine Kompensation unterstellt. Ein bezeich-
nendes Beispiel hierfür ist die Annahme, dass die privaten Haushalte 
zum Ausgleich der Leistungsniveaureduzierung in der gesetzlichen 
Rentenversicherung – die erfolgte, um den vorausberechneten Bei-
tragssatz im Jahr 2030 nicht über 22% steigen zu lassen – „freiwil-
lig“ eine zur Kompensation als notwendig erachtete betriebliche bzw. 
private Vorsorge in Höhe von 4% des Bruttoeinkommens bis zur 
Beitragsbemessungsgrenze betreiben würden. Die Möglichkeit der 
Substitution oder der Überwälzung wurde kaum erörtert. Es bleibt al-
lerdings ein Rätsel, wieso private Haushalte mit einer erhöhten Erspar-
nis reagieren sollten, um ein Sicherungsniveau vermeintlich konstant 
zu halten – es wurde nämlich nur das Rentenniveau beim erstmaligen 
Rentenbezug betrachtet, die Dynamisierung der Rentenzahlungen 
blieb vollkommen unbeachtet. Vor den Rentenreformen seit 2000 
hätte sich die Zahllast – und nicht die Traglast – in Höhe von 24% 
für das Jahr 2030 mit je 12% zu gleichen Teilen auf die Unternehmen 
und Arbeitnehmer verteilt. Demgegenüber wird nach den Vorausbe-
rechnungen die Belastung im Jahr 2020 je 11% betragen und zusätz-
lich noch einmal 4% für die privaten Haushalte: Es fi ndet somit eine 
Entlastung der Unternehmen um einen Prozentpunkt bzw. 8,3% und 
eine Belastung der privaten Haushalte um vier Prozentpunkte bzw. 
um 25% statt; siehe hierzu ausführlich W. S c h m ä h l :  Wem nutzt 
die Rentenreform? Offene und versteckte Verteilungseffekte des Um-
stiegs zu mehr privater Altersvorsorge, in: Die Angestelltenversiche-
rung, 50, Heft 7, S. 349-363. Die angegebenen Prozentsätze geben 
ausschließlich die Zahllast wieder und lassen keinerlei Aussagen zur 
Überwälzung dieser Belastung und damit zur Traglast zu; siehe hierzu 
beispielsweise mit weiteren Verweisen Manfred G ro s e r : Der Arbeit-
geberbeitrag – eine sozialpolitische Illusion?, in: Barbara R i e d m ü l -
l e r, Thomas O l k  (Hrsg.): Grenzen des Sozialversicherungsstaates, 
in: Leviathan, Sonderheft 14, Opladen 1994, S. 205-216.

25 Hierbei handelt es sich insbesondere um die Rente wegen Arbeits-
losigkeit nach SGB VI.

26 Bisher sind diese multiplen Wirkungszusammenhänge nur selten 
Gegenstand der sozial- und verteilungspolitischen Forschung gewe-
sen. Ausnahmen bilden unter anderem Aloys P r i n z : Die Finanzie-
rung der Sozialhilfe im Finanzverbund zwischen Bund, Länder und 
Gemeinden, in: Finanzarchiv N.F. 41, 1983, S. 431-451; Erik G a w e l : 
Die Wirkungen des Pfl ege-Versicherungsgesetzes auf die instituti-
onelle Verteilung, in: Uwe F a c h i n g e r, Heinz R o t h g a n g  (Hrsg.): 
Die Wirkungen des Pfl ege-Versicherungsgesetzes, Sozialpolitische 
Schriften 68, Berlin 1995, S. 197-222; Klaus J a c o b s : Zur Kohä-
renz von gesetzlicher Pfl egeversicherung und anderen Zweigen der 
Sozialversicherung, in: Uwe F a c h i n g e r, Heinz R o t h g a n g  (Hrsg.), 
a.a.O., S. 245-262; Klaus-Dirk H e n k e , Winfried S c h m ä h l  (Hrsg.): 
Finanzierungsverfl echtung in der sozialen Sicherung. Analyse der Fi-
nanzierungsströme und -strukturen, Baden-Baden 2001; sowie Win-
fried S c h m ä h l : Aufgabenadäquate Finanzierung der Sozialversiche-
rung..., a.a.O.

27 Hier wurde in der öffentlichen Diskussion lediglich auf die absolu-
te und prozentuale Belastung der Unternehmen Bezug genommen, 
während unter anderem die Produktivität der Arbeitnehmer unberück-
sichtigt blieb. 

28 Darunter ist ein System zu verstehen, das ausschließlich der mate-
riellen Vorsorge gegenüber dem Risiko der ungenügenden materiellen 
Absicherung im Alter nach dem altersbedingten Ausscheiden aus der 
Erwerbstätigkeit dient.

29 Hierbei blieb insbesondere die Absicherung gegenüber den materi-
ellen Folgen einer Erwerbsminderung, die Wiedereingliederung in den 
Erwerbsprozess (Rehabilitation), die Möglichkeiten der Frühverrentung 
und die Hinterbliebenenabsicherung zum Großteil unbeachtet, mit der 
Folge eines vermeintlich schlechten Beitrags-Leistungsverhältnisses 
und der schlechteren Beurteilung gegenüber der materiellen Alterssi-
cherung über privatwirtschaftliche Sicherungsformen. 


